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Dauer des Aufenthalts her gesehen) im Ausland, so ist 
§ 466 Abs. 4 ZGB zu beachten.

Der Sitz eines Betriebes ergibt sich aus den für seine 
Tätigkeit geltenden Rechtsvorschriften, Statuten und Sat­
zungen (’§ 11 Abs. 1 ZGB).

Von dem Merkmal des längeren Aufenthalts sollen alle 
diejenigen Fälle erfaßt werden, in denen sich eine Person 
für längere Zeit von ihrem Wohnsitz entfernt o h n e  des­
wegen einen zweiten Wohnsitz zu begründen.3

2. Eine internationale Zuständigkeit der Gerichte der 
DDR besteht ferner dann, wenn eine Prozeßpartei einem 
anderen Staat angehört und der Leistungsort bzw. der 
Ort der schadensstiftenden Handlung in der DDR liegen 
(i§ 184 Abs. 1 i, V. m. § 20 Abs. 2 Ziff. 2 und 3 ZPO)..

Für die Bestimmung des Leistungsorts sind die §§ 1 
Abs. 1, 72 und 75 ZGB maßgebend.4 Hinsichtlich des Ortes 
der schadensstiftenden Handlung ist hervorzuheben, daß 
es für § 184 Abs. 1 i. V. m. § 20 Abs. 2 Ziff. 3 ZPO nicht aus­
reicht, wenn lediglich der Schadenseintritt auf dem Gebiet 
der DDR erfolgte.

3. Die Gerichte der DDR sind international zuständig, 
wenn eine Prozeßpartei einem anderen Staat angehört 
und Ansprüche aus Rechten an einem in der DDR befind­
lichen Grundstück oder Gebäude geltend gemacht werden 
(§ 184 Abs. 1 i. V. m. § 22 Abs. 1 ZPO). Diese Zuständigkeit 
ist im Gegensatz zu den obengenannten eine ausschließ­
liche, was aus der Sicht des internationalen Zivilprozesses 
zur Folge hat, daß einer entsprechenden ausländischen 
Entscheidung in der DDR in jedem Fall die Anerkennung 
zu versagen ist (§ 193 Abs. 2 Ziff. 1 ZPO).

Was im Rechtsverkehr als Grundstück oder Gebäude 
gilt, ist auf der Grundlage der Rechtsvorschriften der DDR 
zu entscheiden (vgl. z. B. § 467 i. V. m. § 296 Abs. 1 ZGB).

§ 22 Abs. 1 Satz 2 ZPO bestimmt, daß eine ausschließ­
liche Zuständigkeit nicht bestehen soll, wenn in einem 
Verfahren zur Beendigung der ehelichen Eigentums- und 
Vermögensgemeinschaft auch über Rechte an einem Grund­
stück oder Gebäude zu entscheiden ist. Diese, die Prozeß­
führung vereinfachende Regel gilt wegen des territorialen 
Geltungsbereichs der ZPO im internationalen Zivilprozeß 
nur dann, wenn die Parteien in der DDR verhandeln. Ein 
ausländisches Scheidungsurteil, in dem über ein in der 
DDR belegenes Grundstück mitentschieden wurde, könnte 
daher in der DDR nicht anerkannt werden.

4. Eine ausschließliche internationale Zuständigkeit der 
Gerichte der DDR besteht weiterhin dann, wenn an einem 
Verfahren eine Prozeßpartei aus einem anderen Staat be­
teiligt ist und Ansprüche auf Ersatz von Schäden oder 
Kosten aus Verunreinigungen von zur DDR gehörenden 
Territorial-, inneren Seegewässern oder Binnengewässern 
geltend gemacht werden (§ 184 Abs. 1 i. V. m. •§ 22 Abs. 2 
ZPO). Aus der Sicht des internationalen Zivilprozesses 
steht hier von vornherein fest, welche Prozeßpartei die­
jenige ist, die einem anderen Staat angehört: Der Ge­
schädigte ist stets die DDR bzw. der entsprechende Rechts­
träger, der Schädiger dagegen muß einem anderen Staat 
angehören.

5. Ausschließlich zuständig sind die Gerichte der DDR 
auch für erbrechtliche Streitigkeiten mit Prozeßparteien 
anderer Staaten, sofern der Erblasser zum Zeitpunkt des 
Todes seinen Wohnsitz in der DDR hatte (§ 184 Abs. 1 
i. V. m. § 23 Satz 1 ZPO). Zuständigkeitsbegründendes 
Merkmal ist hier also der Wohnsitz und nicht die Staats­
bürgerschaft; es kann sich daher auch um einen Ausländer 
handeln.

Hatte dagegen der Erblasser seinen Wohnsitz außerhalb 
der DDR und berührt die gegebene erbrechtliche Streitig­
keit aus irgendeinem Grunde die nationale Rechtsordnung 
(z. B. Nachlaß auf dem Territorium der DDR), so ist ge­
mäß § 184 Abs. 1 i. V. m. § 23 Satz 2 und 3 ZPO das Stadt­
bezirksgericht Berlin-Mitte zuständig. Daß dies dann sei­
nerseits berechtigt ist, das Verfahren unter den im Gesetz

genannten Voraussetzungen weiter zu verweisen, ändert 
an seiner originären Zuständigkeit nichts.

6. Neben den bisher beschriebenen Fällen verweist 
§ 184 Abs. 1 ZPO ggf. noch auf eine Reihe weiterer örtli­
cher und damit auch internationaler Zuständigkeiten (dar­
unter auch ausschließliche). Nur beispielhaft sei hier auf 
die Zuständigkeit in Todeserklärungsverfahren (§ 184 
Abs. 1 i. V. m. § 136 Abs. 2 ZPO), in Entmündigungsverfah­
ren (§ 184 Abs. 1 i. V. m. § 140 Abs. 2 ZPO) und in Verfah­
ren zur Gesamtvollstreckung (§ 184 Abs. 1 i. V. m. § 9 Abs. 3 
GesVollstrVO) verwiesen.

Die internationale Zuständigkeit nach, § 184 Abs. 2 ZPO * 1 2 3 4

Die Regelung des § 184 ZPO ist so angelegt, daß der DDR- 
Richter — vorausgesetzt es existiert keine international 
vereinbarte Zuständigkeitsregelung — in jedem Falle zu­
e r s t  zu prüfen hat, ob eine Zuständigkeit nach § 184 
Abs. 1 ZPO vorliegt. Verläuft diese Prüfung negativ, ist 
§ 184 Abs. 2 ZPO zu prüfen. Das ergibt sich aus § 184 
Abs. 3 ZPO, der prinzipiell nur dann anzuwenden ist, wenn 
nach den Bestimmungen der ZPO kein inländisches Ge­
richt örtlich zuständig ist, aber dennoch eine internatio­
nale Zuständigkeit begründet wurde. Dieser Fall kann 
aber nur nach § 184 Abs. 2 ZPO eintreten.

In § 184 Abs. 2 ZPO sind fünf Prinzipien formuliert, die 
zur Begründung der internationalen Zuständigkeit der Ge­
richte der DDR für den Fall dienen, daß nicht bereits eine 
Zuständigkeit nach § 184 Abs. 1 ZPO besteht. Diese Prinzi­
pien sind:

1. Die Gerichte der DDR sind zuständig, wenn eine Pro­
zeßpartei Bürger der DDR ist. Diese Regelung geht erkenn­
bar davon aus, daß es die Pflicht des Staates ist, den eige­
nen Staatsbürgern Rechtsschutz zu gewähren bzw. sie un­
ter die eigene Jurisdiktion zu stellen, und zwar unabhän­
gig davon, welche Stellung sie im Verfahren einnehmen 
und was Gegenstand des Verfahrens ist. Dieser Ausgangs­
punkt wird direkt oder indirekt von einer ganzen Reihe 
von Staaten im internationalen Zivilprozeß genutzt.

In der Regel wird die DDR-Staatsbürgerschaft der einen 
Prozeßpartei nicht das einzige zuständigkeitsbegründende 
Merkmal des strittigen Rechtsverhältnisses sein. Dieser 
Umstand ist deshalb beachtlich, weil es — wie oben bereits 
angedeutet — keineswegs gleichgültig ist, ob eine Zustän­
digkeit nach § 184 Abs. 1 oder Abs. 2 besteht, denn davon 
hängt die jeweilige örtliche Zuständigkeit ab.

2. Gemäß § 184 Abs. 2 ZPO sind die Gerichte der DDR 
auch dann zuständig, wenn eine Prozeßpartei ihren Wohn­
sitz, Aufenthalt oder Sitz in der DDR hat. Diese Regelung 
ergänzt sowohl die vorstehend erörterte Zuständigkeit als 
auch die des § 184 Abs. 1 i. V. m. § 20 Abs. 1 und Abs. 2 
Ziff. 1 ZPO. Hervorzuheben ist, daß die Dauer des Auf­
enthalts in der DDR hier keine Rolle spielt.

Soweit mit § 184 Abs. 2 ZPO an den Wohnsitz oder Sitz 
einer Prozeßpartei (und nicht an den Aufenthalt in der 
DDR) angeknüpft wird, kann es sich nur um den Kläger 
handeln, denn anderenfalls bestünde bereits eine Zustän­
digkeit nach § 184 Abs. 1 i. V. m. § 20 Abs. 1 ZPO.

3. Eine Zuständigkeit der Gerichte der DDR besteht 
nach § 184 Abs. 2 ZPO weiterhin dann, wenn sich die 
Streitsache in der DDR befindet. Die Regelung ergänzt § 184 
Abs. 1 i. V. m. § 22 Abs. 1 ZPO dadurch, daß sie auch auf 
dem Territorium der DDR befindliche bewegliche Sachen 
als zuständigkeitsbegründendes Element einbezieht.

4. In § 184 Abs. 2 ZPO ist ferner bestimmt, daß unsere 
Gerichte auch für in der DDR entstandene bzw. zu erfül­
lende Verpflichtungen zuständig sind. Soweit es sich da­
bei um hier zu erfüllende Verpflichtungen handelt, wird 
zumeist bereits eine Zuständigkeit nach § 184 Abs. 1 i. V. m. 
§ 20 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO bestehen. Die Begründung der Zu­
ständigkeit der Gerichte der DDR auch für hier entstan­
dene Verpflichtungen wird vor allem für Feststellungs-


